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Einleitung 

Gegenstand der Untersuchung ist die Argumentationsweise, wie sie im 
Rahmen des Problems der Verfassungsmäßigkeit  von Sonderabgaben 
beobachtet werden kann. Die Frage der Verfassungsmäßigkeit  nichtfis-
kalischer Abgaben ist Anlaß, Ausgangspunkt und illustratives Hinter-
grundproblem für die Behandlung argumentationstheoretischer Fragen. 
Zunächst werden typische im Finanzverfassungsrecht  wiederholt zu 
beobachtende Argumentationsmuster in ihrem Kontext dargestellt. Da-
ran anschließend werden die methodischen Positionen freigelegt,  die un-
ausgesprochen den beobachteten Argumentationen zugrunde liegen. 
Schließlich werden die aufgezeigten Argumente und ihre offengelegten 
theoretischen Grundlagen auf ihre Gültigkeit untersucht, indem sie am 
derzeitigen Stand der neueren Wissenschaftstheorie und analytischen 
Philosophie gemessen werden. Ausgelöst wurde diese A r t der Unter-
suchung durch Fragestellungen innerhalb der finanzverfassungsrechtli-
chen Problematik, die zunächst intu i t iv als fragwürdig  und unfruchtbar 
erschienen. Im Laufe der Untersuchung w i rd nachgewiesen, daß die 
beobachteten Argumentationsweisen größtenteils auf überholten theore-
tischen Positionen beruhen, Scheinprobleme erzeugen und deshalb kor-
rekturbedürftig  sind. 

Das Hauptthema bildet die Frage, inwieweit der Abgabengesetzgeber 
an die Verfassung gebunden werden kann. Es w i rd untersucht werden, 
auf welche Weise die Verfassung die ihr -herkömmlich zugewiesene Auf-
gabe erfüllen kann, Maßstab zu sein, an den der Gesetzgeber gebunden, 
an dem er durch das Bundesverfassungsgericht  gemessen werden kann 
und auf den sich die Betroffenen  berufen können. Die Bindung an die 
Verfassung w i rd dabei als die Bindung an die Sprache der Verfassung 
verstanden. Einsichten der neueren Sprachtheorie werden zur Beant-
wortung dieser Fragen herangezogen. Insgesamt soll der Nachweis für 
die Notwendigkeit erbracht werden, bei der Behandlung juristischer 
Probleme die A r t der Argumentation in den Untersuchungsgegenstand 
mit einzubeziehen. 



I . Die Frage der Verfassungsmäßigkeit von Sonderabgaben 

Herkömmlich werden die öffentlichen  Abgaben i n drei Typen ein-
geteilt, in die Steuern, Gebühren und Beiträge. Daneben existieren eine 
Reihe von Abgaben, deren Einordnung in den traditionellen Abgaben-
katalog Grund für eine umfassende Diskussion zu bieten scheint. Diese 
Abgaben werden hauptsächlich unter dem Begriff  der Sonderabgaben 
zusammengefaßt1, die in jüngster Zeit Anlaß zu verschiedenen Darstel-
lungen gegeben haben2, auf die Bezug genommen werden soll. Als re-
präsentative Beispiele für Sonderabgaben sollen hier zunächst die In-
vestitionshilfe und der Konjunkturzuschlag genannt werden3. Um in 
einer ersten Annäherung den Standort der Sonderabgaben aufzuzeigen, 
sollen die öffentlichen  Abgaben in vier Gruppen aufgeteilt werden4. 
Zwei Obergruppen lassen sich unterscheiden, von denen die erste da-
durch charakterisiert ist, daß für eine besondere Leistung eine Gegen-
leistung zu erbringen ist. Dazu gehören die Gebühren, die eine Ge-
genleistung für eine besondere Inanspruchnahme der Verwaltung sind, 
und die Beiträge, die abkürzend als Beteiligungen von Interessenten an 
den Kosten einer öffentlichen  Einrichtung bezeichnet werden können5. 
Die zweite Obergruppe bilden die Abgaben, die von einem Gemeinwesen 
aufgrund von Gesetzeszwang auferlegt werden und an gesetzlich be-
stimmte Tatbestände anknüpfen. Sie stellen keine Gegenleistung für 
eine besondere Leistung dar und unterscheiden sich dadurch von der 
ersten Gruppe der Gebühren und Beiträge. Innerhalb dieser zweiten 
Gruppe stehen sich nun Steuern und Sonderabgaben zur Abgrenzung ge-
genüber6. Den Sonder abgaben sei gemeinsam, im Gegensatz zu den 

1 Meessen,  Zur verfassungsrechtlichen  Zulässigkeit von Sonderabgaben, BB 
71, S. 228 f.; Selmer,  Steuerinterventionismus und Verfassungsrecht,  1972, 
S. 183 f.; Friauf,  öffentl iche  Sonderlasten und Gleichheit der Steuerbürger, in : 
Festschrift  für Hermann Jahrreiß, 1974, S. 45 f.; Brodersen,  Nichtfiskalische 
Abgaben und Finanzverfassung, in: Festschrift  für Gerhard Wacke, zieht den 
Ausdruck „nichtfiskalische Abgaben" vor, S. 106; im folgenden soll der Aus-
druck Sonderabgaben verwendet werden. 

2 Strauß,  Die Abgaben der Ausgleichseinrichtungen i m System des allge-
meinen Abgabenrechts, 1971. 

3 Investit ionshilfe, Gesetz über die Investit ionshilfe der gewerblichen Wi r t -
schaft vom 7. 1. 1952 (BGBl. I S. 7). Weitere Nachweise bei Strauß, S. 21; Kon-
junkturzuschlagsgesetz vom 23. 7.1970 (BGBl. 1 1970, S. 1125). 

4 Mattern,  Der Begrif f  der Steuer und das Grundgesetz, BB 1970, S. 1405. 
5 BVerfG 9, S. 291, S. 297; BVerfG 7, S. 244, 254, 255. 
6 Mattern,  S. 1405; Brodersen,  S. 103; Meessen,  BB 71, S. 928. 
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Steuern nicht „der Erzielung von Einnahmen zu dienen"7. Bei diesem 
Merkmal handelt es sich um das umstrittenste Kr i ter ium des ganzen 
allgemeinen Abgabenrechts8. Bevor nun auf die Frage der verfassungs-
rechtlichen Zulässigkeit von Sonderabgaben eingegangen wird, sollen 
einige dieser Abgaben vorgestellt werden, die vor allem Gegenstand 
der Rechtsprechung waren. 

1. Einzelne Beispiele für Sonderabgaben 

Die Investitionshilfe 

Als Sonderabgabe ist zunächst die Investitionshilfe der deutschen 
Wirtschaft  zu erwähnen. Hierbei handelt es sich um eine hoheitlich 
durchgeführte  Kapitallenkungsmaßnahme. Nach dem Investitionshilfe-
gesetz9 hatte die gewerbliche Wirtschaft  zur Deckung des vordringlichen 
Investitionsbedarfs des Kohlenbergbaus, der eisenschaffenden  Industrie 
und der Energiewirtschaft  einen einmaligen Beitrag in Höhe von 1 Mi l -
liarde D M aufzubringen. Gemäß § 1 IHG betrug der Aufbringungssattz 
3,5 Vo von einer gemischten Bemessungsgrundlage aus Gewinn, Abset-
zungen, Sonderabschreibungen und Umsatz, bezogen auf die Jahre 1950 
und 1951. Das Aufkommen aus der Investitionshilfe bildete ein mi t eige-
ner Rechtspersönlichkeit ausgestattetes Sondervermögen, aus dem den 
begünstigten Unternehmen der Grundstoffindustrie  Darlehen gewährt 
wurden. Zum Ausgleich wurden die begünstigten Unternehmen ver-
pflichtet, dem Sondervermögen börsengängige Wertpapiere im Nenn-
betrag des Darlehens zur Zeichnung anzubieten, zu deren Erwerb die 
Abgabenschuldner durch die Zahlung ihres Aufbringungsbetrages  be-
rechtigt waren. Die Wertpapiere konnten auch zugeteilt werden. Bei 
der Aufbringung wirkten die Finanzämter mit. M i t der Investitions-
hilfe sollte die Gefahr der sinkenden Produktion in der Schwerindustrie 
verhindert werden, der die Investitionsmittel infolge der noch vorhan-
denen Höchstpreisbindung nicht dem Bedarf entsprechend zuflössen. Der 
Gesetzgeber erwartete, daß durch die aufgebrachten Mit te l weitere In-
vestitionen ausgelöst würden 10 . 

Die Feuerwehrabgaben nach baden-württembergischen Recht 

Dieses Gesetz11 bestimmt, daß alle gesundheitlich tauglichen Männer 
vom 18. bis zum 50. Lebensjahr zum Dienst in der Feuerwehr verpflich-

7 Brodersen,  S. 106. 
8 Strauß,  S. 113. 
9 vom 7. 1. 1952, BGBl. I , S. 7, abgeändert durch Gesetz vom 22. 8. 1952, 

BGBl. I , S. 585 und vom 30. 3. 1953, BGBl. I , S. 107, aufgehoben durch Invest i-
tionshilfe-Schlußgesetz vom 24. 2.1955, BGBl. I , S. 69. 

1 0 BVerfG 4, S. 14; Strauß,  S. 21, m i t weiteren Nachweisen. 


